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Ihr Zeichen: GR/027-2026      Schreiben vom 13. April 2026 

Stellungnahme zum Bebauungsplan „Erweiterung Campingplatz Nordufer Hainer See", 
Vorentwurf März 2026, Gemeinde Neukieritzsch – Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Landesverband Sachsen e. V. ist als anerkannter Naturschutzverband nach § 63 Abs. 2 Nr. 6 
BNatSchG i. V. m. § 48 SächsNatSchG zur Stellungnahme berechtigt und gibt diese zum Vorentwurf des 
Bebauungsplans „Erweiterung Campingplatz Nordufer Hainer See" (Stand März 2026) ab. 

Der BUND nimmt zur Kenntnis, dass das Verfahren gemäß Aufstellungsbeschluss (GR/105-2025 vom 
23.09.2025) zweistufig mit Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt wird und dass fachliche 
Unterlagen – insbesondere der artenschutzrechtliche Fachbeitrag, die Eingriffs-/Ausgleichsbilanz sowie 
der Umweltbericht nach § 2a BauGB – verfahrensgemäß erst zum Entwurf vorzulegen sind. Das touris-
tische Entwicklungsziel am Nordufer des Hainer Sees ist dem Grunde nach nachvollziehbar. Die folgen-
den Monita berühren ausschließlich natur- und wasserrechtliche Fragen, die im weiteren Verfahren voll-
ständig zu bewältigen sind. Der BUND behält sich vor, zum Entwurf eine vertiefte Stellungnahme abzu-
geben, sobald der artenschutzrechtliche Fachbeitrag, die Eingriffs-/Ausgleichsbilanz, der Umweltbericht 
und die wasserrechtlichen Nachweise vorliegen. 

Nachstehend ergehen Hinweise und Forderungen, die sich auf die im Fortgang des Vorhabens vorzu-
nehmenden Untersuchungen beziehen. 

1. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (§§ 44, 45 BNatSchG) 

Die Begründung verweist auf Geländekartierungen aus der Vegetationsperiode 2025 (Avifauna, Repti-
lien, Amphibien). Ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (ASB) liegt den Unterlagen nicht bei. 

Gemäß § 2 Abs. 3 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Belange, die für die Abwägung 
von Bedeutung sind, zu ermitteln und zu bewerten. Die artenschutzrechtliche Prüfung nach §§ 44, 45 
BNatSchG ist dabei ein wesentlicher Bestandteil der erforderlichen Ermittlungen. Nach der Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts muss sie spätestens vor dem Satzungsbeschluss vollständig 
vorliegen (vgl. BVerwG, Urteil vom 09.07.2008 – 4 CN 2.08). Besonderes Augenmerk ist auf Arten des 
Anhangs IV FFH-RL zu richten. Angesichts der Lage des Plangebiets am Ufer eines Bergbaufolgesees 
mit Sukzessionsflächen, Sandufern und Schilfbeständen sind insbesondere die Zauneidechse (Lacerta 
agilis), uferbrütende Offenlandvogelarten (u. a. Flussregenpfeifer, Charadrius dubius) sowie Amphibien-
arten im Ufer- und Flachwasserbereich zu berücksichtigen. Die Aufzählung ist nicht abschließend. Aus 
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dem ASB folgende Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen sind als verbindliche Festsetzungen in den 
Bebauungsplan aufzunehmen. 

Forderung: Der ASB mit den vollständigen Kartierergebnissen ist spätestens mit dem Entwurf vorzule-
gen, um eine sachgerechte Beteiligung zu ermöglichen. 

2. Gewässerrandstreifen (§ 38 WHG, § 24 SächsWG) 

Mehrere Baufelder befinden sich im gesetzlichen Gewässerrandstreifen des Hainer Sees bzw. auf der 
Gewässerfläche. Es ist zwischen zwei Fallgruppen zu unterscheiden: 

a) Landgebundene Sondergebiete im Gewässerrandstreifen (insbesondere Teile SO 5, SO 6, SO 7) 

Die Errichtung baulicher und sonstiger Anlagen im Gewässerrandstreifen ist nach § 24 Abs. 3 Satz 1 Nr. 
2 SächsWG verboten, soweit sie nicht standortgebunden oder wasserwirtschaftlich erforderlich sind. 
Eine Standortgebundenheit ist für die genannten landgebundenen Sondergebiete nicht erkennbar. Eine 
Befreiung von diesem Verbot ist zwar nach § 38 Abs. 5 WHG i. V. m. § 24 Abs. 3 Satz 2 SächsWG mög-
lich, wurde jedoch bislang weder erteilt noch beantragt. 

Forderung: Die Erteilung der Befreiung ist vor dem Satzungsbeschluss nachzuweisen oder die betref-
fenden Baufelder sind bis zur Befreiungserteilung planungsrechtlich nicht als bebaubar festzusetzen. 

b) Wasserflächen-Sondergebiete (SO 8, SO 9, SO 10) 

Für die Sondergebiete SO 8 (Bootshäuser), SO 9 (Bootshäuser) und SO 10 (touristische Hafenanlage), 
die sich ausweislich der Planzeichnung auf der Gewässerfläche des Hainer Sees befinden, ist eine was-
serrechtliche Erlaubnis nach §§ 8, 9 WHG für die Gewässerbenutzung erforderlich. 

Forderung: Es ist klarzustellen, in welchem Verfahren diese wasserrechtliche Gestattung eingeholt wird; 
ihr Vorliegen ist spätestens vor dem Satzungsbeschluss nachzuweisen. 

3. Eingriffs-/Ausgleichsbilanz (§§ 13–15 BNatSchG, § 1a Abs. 3 BauGB) 

Eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanz liegt zum Vorentwurf noch nicht vor. Die Zuordnungsfestsetzung nach 
§ 9 Abs. 1a BauGB ist als Platzhalter ausgewiesen. Angesichts einer Gesamtgeltungsbereichsfläche 
von ca. 10,5 ha ist von einem erheblichen Eingriff i. S. d. § 14 BNatSchG auszugehen: Die im Plangebiet 
vorhandenen Schilfbestände und Sukzessionsflächen weisen eine hohe ökologische Wertigkeit auf und 
können den Schutztatbestand des § 30 BNatSchG erfüllen. Ihre Inanspruchnahme ist daher eingriffsbe-
wertungsrelevant, unabhängig vom derzeit geringen Versiegelungsgrad von ca. 7 %. 

Forderung: Die vollständige Bilanz – einschließlich der Sondergebiete auf dem Gewässer (SO 8–10) und 
der Inanspruchnahme von Sukzessionsflächen und Schilfbeständen – ist spätestens mit dem Entwurf 
vorzulegen. 

4. Wasserrahmenrichtlinie / Gewässerqualität (§§ 27 ff. WHG) 

Die geplante Einleitung von behandeltem Niederschlagswasser in den Hainer See über Retentionsbo-
denfilteranlagen bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis nach § 8 Abs. 1 WHG. Darüber hinaus ist 
nachzuweisen, dass die Einleitung das Verschlechterungsverbot nach § 27 WHG (Umsetzung der WRRL) 
nicht verletzt. Der Hainer See befindet sich als Bergbaufolgesee im Flutungsstadium möglicherweise 
noch nicht im guten ökologischen Zustand im Sinne der WRRL. Maßgeblich ist daher, ob die geplante 
Einleitung den bestehenden Gewässerzustand des Sees verschlechtert. Dies gilt auch vor dem 
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Hintergrund des bergbaubedingt eisenhaltigen und teils versauerten Kippengrundwassers, dessen mög-
liche Wirkung auf den Seewasserkörper während der Bauphase in den vorliegenden Unterlagen nicht 
bewertet wird. 

Forderung: Eine fachliche Stellungnahme zur Vereinbarkeit der Planung mit § 27 WHG ist spätestens 
zum Entwurf vorzulegen. 

5. Überschwemmungsgebiet (§§ 76, 78, 78a WHG, § 72 SächsWG) 

Die Begründung enthält Kartenauszüge für HQ100 und HQ200, ohne die Vereinbarkeit der geplanten 
Bebauung mit den gesetzlichen Anforderungen substanziell zu prüfen. Nach § 78 Abs. 1 WHG ist die 
Ausweisung neuer Baugebiete in festgesetzten oder vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten 
grundsätzlich verboten. Ausnahmen nach § 78 Abs. 2 WHG sind an enge Voraussetzungen geknüpft. 

Forderung: Es ist klarzustellen, welche Baufelder des Plangebiets in einem förmlich festgesetzten oder 
vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet i. S. d. § 76 WHG liegen. Für diese Baufelder ist darzu-
legen, auf welcher Rechtsgrundlage eine Planung gleichwohl zulässig ist, welche konkreten bautechni-
schen Maßnahmen die gesetzlichen Anforderungen erfüllen und ob eine Ausnahme nach § 78 Abs. 2 
WHG beantragt wurde oder beantragt werden soll. 

6. Naturverträgliche Gestaltung 

Aktuelle Fachleitfäden zur nachhaltigen Entwicklung von Campingplätzen – u. a. der Best-Practice-Leit-
faden zum EU Ecolabel für Campingbetriebe (ECOCAMPING 2025) oder der Leitfaden „Regenerative 
Energieversorgung von Campingplätzen“ (Deutsches Institut für Tourismusforschung 2025) – zeigen, 
dass über die rechtlichen Mindestanforderungen hinaus naturschutzfachlich anspruchsvollere Stan-
dards heute als technisch und wirtschaftlich umsetzbar gelten. 

Forderung: Der BUND regt an, im weiteren Verfahren folgende Aspekte durch textliche Festsetzungen 
oder Hinweise zu sichern, soweit sie nicht bereits anderweitig geregelt sind: 

• Flächenversiegelung:  
Versiegelungen sind auf das zwingend Erforderliche zu beschränken; Wege, Stellflächen und 
sonstige nicht überbaute Flächen sind vorrangig mit wasserdurchlässigen Belägen herzustel-
len. Eine entsprechende Festsetzung fehlt bislang. 

• Regenerative Energieversorgung / Wassermanagement:  

Es ist ein integriertes Konzept für eine regenerative Energieversorgung (Photovoltaik, Solarther-
mie, Wärmepumpen) sowie für ein ressourcenschonendes Wasser- und Abwassermanagement 
(Regenwassernutzung, wassersparende Ausstattung) vorzulegen und – soweit möglich – ver-
bindlich festzusetzen.  

• Faunafreundliche Beleuchtung:  

Außenbeleuchtungsanlagen sind nach dem Stand der Technik so auszuführen, dass 
Lichtimmissionen in die angrenzenden Ufer- und Freiflächen minimiert werden (z. B. Einsatz 
warmweißer LED ≤ 2 700 K, Abschirmung nach unten, Bewegungsmelder, vollständige Nachtab-
schaltung ab 23:00 Uhr). Dies dient dem Schutz nachtaktiver Insekten, Fledermäuse und ufer-
brütender Vogelarten, deren Vorkommen im Plangebiet im Rahmen des artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrags noch zu prüfen ist (vgl. Punkt 1). 

• Pestizidverzicht:  
Auf der gesamten Campingplatzfläche ist der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln und Herbizi-
den im Außenbereich zu unterlassen. Entsprechende Hinweise oder Festsetzungen sind aufzu-
nehmen. 
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Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


